
 

 

 

Geldwäscheprävention: Ein Thema für Lohnsteuerhilfevereine? 

 

Geldwäsche – das klingt nach organisiertem Verbrechen und internationaler Kriminalität im 

ganz großen Stil. Betroffen sind aber nicht nur weltweit agierende Konzerne, sondern auch 

regional tätige Betriebe. Rechtschaffene Unternehmen werden von Kriminellen nicht selten 

missbraucht, um Geld zu waschen. Diese versuchen dabei, Investitionen zu tätigen, mit denen 

illegal erworbene Gewinne aus schweren Straftaten so in den legalen Wirtschaftskreislauf ein-

geführt werden, dass die illegale Herkunft des Geldes nicht mehr nachvollzogen werden kann. 

 

Dagegen wendet sich das Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten 

(Geldwäschegesetz - GwG) und verpflichtet in Deutschland tätige Wirtschaftsakteure, bei der 

Geldwäscheprävention aktiv mitzuwirken. Die mitwirkungspflichtigen Personen und Unterneh-

men werden daher auch "Verpflichtete" genannt. 

 

Verpflichteten, die Ihren Verpflichtungen aus dem Geldwäschegesetz nicht nachkommen, 

droht ein Imageverlust durch die im Geldwäschegesetz vorgesehene Veröffentlichungspflicht. 

Die Aufsichtsbehörden haben bestandskräftige Maßnahmen und unanfechtbare Bußgeldent-

scheidungen auf ihren Internetseiten für die Dauer von fünf Jahren bekanntzumachen. Hierbei 

werden Art und Umfang des Verstoßes sowie die für den Verstoß verantwortlichen Personen 

genannt. Daneben ermächtigt das Gesetz die Aufsichtsbehörden zu Maßnahmen und Anord-

nungen, um die Einhaltung der geldwäscherechtlichen Pflichten sicherzustellen. Diese können 

im Verwaltungsverfahren auch durch empfindliche Zwangsgelder durchgesetzt werden. Ver-

säumnisse bei der Geldwäscheprävention, zu der auch die Verhinderung von Terrorismusfi-

nanzierung gehört, können für Unternehmen schwerwiegende Folgen haben. Der wirtschaftli-

che Schaden, den die Betroffenen im Geldwäschefall nicht selten erleiden, ist dabei nicht das 

einzige Problem. Für Pflichtverletzungen nach dem GwG, die keinen direkten Bezug zu einer 

Geldwäschestraftat erfordern, können bei leichtfertigen oder vorsätzlichen Verstößen Bußgel-

der von bis zu 100.000 Euro verhängt werden, je Einzelfall. Je nach Schwere des Verstoßes 

kann die Höhe des Bußgeldes sogar bis zu 5 Millionen Euro oder bis zu 10 Prozent des Vor-

jahresumsatzes betragen. Der Kreis der durch das GwG betroffenen Personen und Unterneh-

men ist groß. Eine genaue und abschließende Aufzählung findet sich in § 2 Absatz 1 GwG. 

 



 

 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 12 GwG gehören die Lohnsteuerhilfevereine seit der Neuregelung des 

GwG ab dem 1. Januar 2020 zu den Verpflichteten im Sinne des GwG, soweit sie in Ausübung 

ihres Gewerbes handeln.  

 

Nach § 50 Nr. 7a GwG ist für Lohnsteuerhilfevereine die für die Aufsicht nach § 27 des Steu-

erberatungsgesetzes (StBerG) zuständige Behörde auch „Aufsichtsbehörde“ nach dem 

GwG, in Sachsen-Anhalt somit das Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt. 

 

Zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung müssen die Verpflichteten 

über ein wirksames Risikomanagement verfügen, das im Hinblick auf Art und Umfang ihrer 

Geschäftstätigkeit angemessen ist. Verantwortlich für das Risikomanagement sowie für die 

Einhaltung der geldwäscherechtlichen Bestimmungen, die sich aus dem GwG ergeben, ist ein 

zu benennendes Mitglied der Leitungsebene (§ 4 GwG), d.h. des Vorstandes des Lohnsteuer-

hilfevereins. Das Risikomanagement muss nach § 4 Abs. 2 GwG eine Risikoanalyse und in-

terne Sicherungsmaßnahmen umfassen. 

 

Der Lohnsteuerhilfeverein hat diejenigen Risiken der Geldwäsche und der Terrorismusfinan-

zierung zu ermitteln, die für die Geschäfte bestehen, die von ihnen betrieben werden (§ 5 

GwG). Die Lohnsteuerhilfevereine haben angemessene geschäfts- und kundenbezogene in-

terne Sicherungsmaßnahmen zu schaffen, um die Risiken von Geldwäsche und von Terroris-

musfinanzierung in Form von Grundsätzen, Verfahren und Kontrollen zu steuern und zu min-

dern (§ 6 GwG).  

 

Die nach dem GwG vorgesehene Identifizierung der Vertragspartner muss ab 1. Januar 2020 

zwingend anhand eines inländischen oder nach ausländerrechtlichen Bestimmungen aner-

kannten oder zugelassenen Passes, Personalausweises oder Pass- oder Ausweisersatzes 

erfolgen (§ 12 Abs. 1 GwG). Die Identifizierung ist durch Anfertigung einer Kopie des vollstän-

digen Dokumentes zu dokumentieren. Sie kann auch digital erfasst werden (§ 8 Abs. 2 GwG). 

Ein vorhandener Freischaltcode (FSC) des Mitglieds genügt nicht. Diese Verpflichtung gilt 

auch für Bestandsmitglieder! 

 

Die zu erhebenden Daten umfassen:  

 Vorname und Nachname 

 Geburtsort und Geburtsdatum 

 Staatsangehörigkeit 

 Wohnanschrift 

 Art des Ausweises und Ausweisnummer 

 Ausstellende Behörde 

 



 

 

Die Verpflichteten trifft u. a. bei Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung eine 

Meldepflicht gegenüber der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU). Die 

Einzelheiten ergeben sich aus § 43 GwG. Verpflichtete sind nur dann nicht zur Meldung ver-

pflichtet, wenn sich der meldepflichtige Sachverhalt auf Informationen bezieht, die diese im 

Rahmen von Tätigkeiten der Rechtsberatung oder Prozessvertretung erhalten haben. Eine 

Ausnahme gilt jedoch bei tatsächlicher Kenntnis des Beratungsstellenleiters, dass „der Ver-

tragspartner die Rechtsberatung oder Prozessvertretung für den Zweck der Geldwäsche, der 

Terrorismusfinanzierung oder einer anderen Straftat genutzt hat oder ein Fall des § 43 Abs. 6 

GwG vorliegt“ (§ 43 Abs. 2 Satz 2 GWG). In diesem Fall muss eine Verdachtsmeldung an die 

Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen erfolgen (§ 27 GwG).  

 

Nach § 47 Abs. 1 GwG ist der Lohnsteuerhilfeverein nicht befugt, „den Vertragspartner, den 

Auftraggeber der Transaktion und sonstige Dritte“ (z. B. das betroffene Mitglied) von einer 

beabsichtigten oder erstatteten Meldung nach § 43 Abs. 1 GwG, einem daraufhin eingeleiteten 

Ermittlungsverfahren oder einem Auskunftsverlangen der FIU zu unterrichten. 

 

Eine Informationsweitergabe ist nur in bestimmten Fällen ausnahmsweise zulässig 

(§ 47 GwG), z. B.: 

 Mitteilung an staatliche Stellen (§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 GwG); 

 Informationsweitergabe an andere Lohnsteuerhilfevereine unter bestimmten Bedin-

gungen (vgl. § 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und 5 GwG). 

 

Ist eine Verdachtsmeldung erstattet worden, darf die Tätigkeit, wegen der die Meldung erfolgt 

ist, vorerst nicht ausgeführt werden. Nach § 46 Abs. 1 Satz 1 GwG darf dies erst geschehen, 

wenn die Zustimmung der FIU oder der Staatsanwaltschaft übermittelt wurde oder wenn der 

dritte Werktag nach dem Abgangstag der Meldung verstrichen ist, ohne dass die Durchführung 

der Tätigkeit durch die FIU oder die Staatsanwaltschaft untersagt worden ist. 

 

Nach § 6 Abs. 5 GwG haben Lohnsteuerhilfevereine eine Möglichkeit für ihre Mitarbeiter zu 

schaffen, damit diese unter Wahrung der Vertraulichkeit ihrer Identität tatsächliche oder mög-

liche Verstöße gegen geldwäscherechtliche Vorschriften intern melden können (internes Hin-

weisgebersystem). 

 

Auch die Aufsichtsbehörden nehmen Hinweise zu potenziellen oder tatsächlichen Verstößen 

gegen das GwG und gegen auf Grundlage dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnungen 

und gegen andere Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche und von Terrorismusfi-

nanzierung (§ 53 GwG). Informationen zur Annahme von Hinweisen sind auf der Internetseite 



 

 

des Ministeriums der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt im Bereich Lohnsteuerhilfevereine 

veröffentlicht. 

 

Schutz der Hinweisgeber  

 

Ohne ausdrückliche Zustimmung des Hinweisgebers darf das Ministerium der Finanzen des 

Landes Sachsen-Anhalt dessen Identität – auch gegenüber dem betroffenen Lohnsteuerhil-

feverein / der betroffenen Beratungsstelle – nicht offenbaren (§ 53 Abs. 3 Satz 1 GwG). Aus-

nahmsweise kommt eine Weitergabe der Identität des Hinweisgebers (sowie des betroffenen 

Lohnsteuerhilfevereins / der betroffenen Beratungsstelle) nach § 53 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 und 

Nr. 2 GwG in Betracht, wenn die Weitergabe der Information im Kontext weiterer Ermittlungen 

oder nachfolgender Verwaltungs- oder Gerichtsverfahren aufgrund eines Gesetzes erforder-

lich ist (§ 53 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 GwG). Eine Offenlegung kann außerdem durch einen Ge-

richtsbeschluss oder in einem Gerichtsverfahren angeordnet werden (§ 53 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 

GwG). 

 

Hinweisgeber, die Mitarbeiter von Lohnsteuerhilfevereinen / Beratungsstellen sind, dürfen we-

gen des Hinweises weder nach arbeitsrechtlichen noch nach strafrechtlichen Vorschriften ver-

antwortlich gemacht noch zum Ersatz von Schäden herangezogen werden oder anderweitig 

benachteiligt werden. Dies gilt nicht, wenn der Hinweis vorsätzlich oder grob fahrlässig unwahr 

abgegeben worden ist (§ 53 Abs. 5 GwG). 

 

 

Ministerium der Finanzen des Landes Sachsen-Anhalt 

(Stand 02/2022) 

 


